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1 Gesundheit 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Vertreter*in-
nen der Landtagsverwaltung und der Ministerien! Sehr geehrte Herren und Damen 
Sachverständige! Sehr geehrte interessierte Gäste! Meine Damen und Herren! Ich be-
grüße Sie herzlich zur 15. Sitzung der Enquetekommission III, „Wasser in Zeiten der 
Klimakrise“. 

Diese Sitzung gliedert sich in einen öffentlichen und einen nichtöffentlichen Teil. Im 
öffentlichen Teil findet eine Anhörung statt. Diese Anhörung wird auch im Livestream 
übertragen. 

Sehr geehrte Sachverständige, im Namen der Enquetekommission spreche ich Ihnen 
meinen ausdrücklichen Dank für Ihre heutige Teilnahme und die bereitgestellten Stel-
lungnahmen aus. 

Zunächst gebe ich einige organisatorische Hinweise. Die heutige Anhörung ist öffent-
lich. Sie wird wie gesagt per Livestream übertragen, und dieser wird anschließend auf 
der Homepage des Landtags abrufbar sein. 

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement mündlich zusammen-
fassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftlichen Stel-
lungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die Sachver-
ständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen. 

Zunächst wird eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten. Die ange-
sprochene Person kann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung einer 
Frage stehen maximal 3 Minuten zur Verfügung. Anschließend folgt die nächste Frage 
der nächsten Fraktion. Die Sachverständigen der Enquetekommission haben eben-
falls das Recht, Fragen zu stellen. Diese Fragen werden dann jeweils auf die entspre-
chende Fraktion angerechnet. 

Peter Blumenrath (CDU): Auch von unserer Seite ein herzliches Dankeschön an die 
Sachverständigen für die Stellungnahmen, die wir schriftlich von Ihnen bekommen ha-
ben, aber auch für die Zeit, die sie heute mit uns verbringen und uns zur Verfügung 
stellen. 

Meine erste Frage richte ich an Herrn Professor Exner. Ich greife die Thematik „Klima-
wandel und Trinkwasserversorgung“ auf. Legen Sie uns doch einmal Ihre Perspektive 
auf die Auswirkungen klimawandelbedingter Extremwetter auf die Trinkwasserversor-
gung und mögliche Probleme im Gesundheitssektor dar. Welche Strategien empfehlen 
Sie, damit sich in die richtige Richtung bewegt wird? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Durch den Klimawandel ist global wesentlich mehr Energie 
vorhanden. Daraus gehen drei entscheidende Risiken hervor. Erstens kann es zu 
Starkregenfällen und Überflutungen, wie es sie 2021, aber auch schon in den Vorjahren 
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gegeben hat, kommen. Zweitens kann es zu Dürren kommen; Wasser fehlt. Drittens 
kommt es zum Temperaturanstieg. All das hat Konsequenzen auch für die Wasserver-
sorgung. 

Bei Starkregenfällen und Überflutungen können aus gesundheitlicher Sicht Krank-
heitserreger und andere Schadstoffe das Trinkwasser belasten. Trübstoffe führen zu 
einer Belastung der Aufbereitung. All dies muss durch eine gute Wasseraufbereitung 
abgefangen werden. 

Daneben kommt es – man hat es an der Ahr gesehen; ich habe es direkt miterlebt und 
das Gesundheitsamt begleitet – zur Zerstörung der Infrastrukturen. Darunter haben 
besonders prioritäre Einrichtungen gelitten. Das Marienhaus Klinikum in Bad Neue-
nahr-Ahrweiler musste evakuiert werden, weil die Trinkwasserversorgung und Abwas-
serentsorgung zerstört waren. Prioritäre Einrichtungen wie Krankenhäuser kann man 
nicht ohne gesicherte Wasserversorgung und Abwasserentsorgung betreiben. Daran 
muss man denken. Das bedeutet, man sollte prioritäre Einrichtungen nicht in Überflu-
tungsgebiete bauen. Das ist ein wichtiger Hinweis. Das hat man dort nicht getan. Bei 
Planungsvorhaben muss sichergestellt werden, dass entsprechende Einrichtungen, 
die nicht ohne Weiteres evakuiert werden können, nicht in diese Bereiche gebaut werden. 

Wie man zum Beispiel in Euskirchen gesehen hat, kommt es bei Starkregenfällen dort, 
wo Flüsse oder Bäche fließen, die zu extremen Wasserfällen werden können, zur Zer-
störung der Düker, die unter Flüssen liegen. Die andere Seite des Flusses ist dann 
nicht mehr mit Wasser versorgt. Das muss berücksichtigt werden. 

Ein Hinweis aus Bonn, woher ich komme. Bonn bezieht sein gesamtes Trinkwasser 
von der rechten Rheinseite. Wenn die beiden Düker zerstört sind, hat Bonn vorüber-
gehend kein Trinkwasser. Es gibt keine großen Redundanzen, die eingeführt werden 
könnten. Das muss bedacht werden. An der Ahr hat man das erlebt. Die Düker in 
entsprechenden Bereichen müssen also gesichert werden. 

Zum Bereich „Dürre“. 2018/2019 musste die Perlenbachtalsperre bei Aachen außer 
Betrieb genommen werden. Der Ruhrverband hat darauf hingewiesen, dass es, wenn 
die Situation 2018/2019 weiter angehalten hätte und die Dürre mit Niederschlagsarmut 
weitergegangen wäre, zu Versorgungsproblemen gekommen wäre. 

4,2 Millionen Menschen an der Ruhr beziehen ihr Wasser aus der Ruhr. Diese muss 
immer eine fließende Welle haben, weil es sonst zu Problemen kommt. 

Zum Temperaturanstieg. Durch einen Temperaturanstieg können sich Mikroorganis-
men und Krankheitserreger verändern. Das ist im Übrigen auch bei Überflutungen der 
Fall. Das muss berücksichtigt werden. Daher stellt sich die Frage, wie sich die Was-
serversorger darauf vorbereiten und wie man diese Auswirkungen abfangen und ent-
sprechend planen kann. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Auch von der SPD-Fraktion herzlichen Dank, dass Sie 
hierhingekommen sind und uns in Teilen vorab mit Antworten auf unsere Fragen ver-
sorgt haben. Außerdem danke ich Ihnen dafür, dass Sie den Freitagnachmittag mit 
uns verbringen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - EKPr 18/31 

Enquetekommission III 05.09.2025 
15. Sitzung (öffentlicher Teil) CR 
 
 
Die erste Frage richte ich an Frau Professorin Moebus. Es geht mir um vulnerable 
Gruppen – gerade wegen persönlicher Betroffenheit. Meine Mutter lebt in einem Pfle-
geheim. Die Demografie macht mir Sorgen, weil die vulnerable Gruppe Seniorinnen 
und Senioren immer größer und die Anzahl der Pflegeeinrichtungen immer höher wird. 
Eben wurde bereits die Resilienz der Krankenhäuser thematisiert. Haben Sie eine Idee 
bezüglich der Entwicklung mit Blick auf die Pflegeeinrichtungen? Wie kann man die 
Pflegeeinrichtungen resilient machen? Wie kann man an der Gesundheit der Alten in 
unserer Gesellschaft so arbeiten, dass es wirksam ist und gleichzeitig gerecht zugeht? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Vorab eine Anmerkung. Aus Zeitgründen habe ich es nicht geschafft, 
meine Antworten so zu schicken, dass sie auch veröffentlicht werden können. Falls 
Interesse besteht, kann ich das gerne nachreichen, sodass es auch in der Öffentlich-
keit nicht zu Unmut führt, weil irgendetwas nicht richtig zitiert ist oder Ähnliches. Ich 
bitte um Nachsicht. Ich habe mir Mühe gegeben. 

Zu Ihrer Frage und erst einmal grundsätzlich zu vulnerablen Gruppen. Alte gelten grund-
sätzlich als vulnerabel, Kinder auch. Ich würde das gerne differenzieren. Wir werden 
alt, aber Herr Exner und ich haben viele Ressourcen; sehen Sie mir nach, dass ich 
uns als Beispiel verwende. Wir sind nicht unbedingt die vulnerable Gruppe, an die man 
vielleicht denkt. Man muss das differenziert betrachten, sonst hat man immer diesel-
ben Gruppen vor Augen. Vulnerabilität entzündet sich an Problemen und nicht immer 
und von vornherein an den Alten und den Kindern. Es gibt sehr resiliente Kinder und 
sehr resiliente alte Menschen. Deswegen muss das differenzierter betrachtet werden. 

Häufig ist die soziale Schicht, aber auch Pflegebedürftigkeit ein entscheidender Faktor. 
Sie haben die Pflegeeinrichtungen angesprochen. Es wird ein großes Problem mit den 
Pflegeeinrichtungen geben, weil nicht genügend vorhanden sind. Mein Plädoyer lautet 
daher, mehr auf Prävention und Gesundheitsförderung zu setzen, damit wir Alte so 
lange wie möglich eigenständig in guten sozialen Netzwerken leben können, wo wir 
Unterstützung aus unserem Familienkreis, Freundeskreis oder aus sozialen Netzen 
haben. Das unterbindet die Notwendigkeit solcher Einrichtungen. 

Insgesamt geraten Pflegeeinrichtungen langsam in den Fokus zum Beispiel bei der 
Hitzeplanung. Es gibt Leitlinien/Empfehlungen auch vom Landeszentrum Gesundheit 
NRW, die sehr gut verwendet werden können und in denen evidenzbasiert empfohlen 
wird, wo solche Einrichtungen errichtet werden sollten. Der Kollege Exner hat das 
schon ausgeführt. In Bezug auf Hitze ist schon viel auf dem Weg. Diesbezüglich geht 
es meines Erachtens jetzt vor allem um die Umsetzung. Die Unterstützung der Pflege-
einrichtungen und bessere Kontrollen der Pflegeeinrichtungen scheinen mir besonders 
wichtig. Da muss investiert werden. Wenn Kontrollen gemacht werden, können Hitze-
schutzmaßnahmen besser umgesetzt werden, denke ich. 

Nun komme ich noch auf eine Institution, die beim Hitzeschutz vernachlässigt wird. Es 
ist der Maßregelvollzug in Krankenanstalten. Darauf schaut niemand; es gibt auch 
keine Leitlinien oder Empfehlungen, wie man diese Personen besser schützt oder wo 
die Einrichtungen liegen sollten. Im Maßregelvollzug geht es nicht um Straftäter, son-
dern um Personen, die zwar auffällig geworden, aber noch nicht verurteilt sind. Sie 
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sind psychisch auffällig, weswegen sie in den Maßregelvollzug gekommen sind. Man 
könnte so nach und nach Institutionen identifizieren und nicht nur auf die Vulnerabilität 
schauen, weil damit Alte und Kinder zu sehr in den Fokus rücken. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Auch ich bedanke mich recht herzlich für Ihre schriftlichen 
Ausführungen und finde es sehr schön, dass Sie heute am Freitagnachmittag mit uns 
hier sitzen. 

Frau Professorin Moebus, ich weiß, dass Sie gerne auf das Positive schauen. Ich muss 
aber einmal nach hinten schauen. Was sind die Hauptgefahren durch Extremwetter? 
Welche Prioritäten würden Sie diesbezüglich setzen? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Einige wurden schon genannt. Es geht um Bebauungspläne. Wo ist 
was? Wie sehen sie aus? Ich weiß nicht, ob man die Auswirkungen immer noch einmal 
benennen muss. Es sind natürlich chronische Erkrankungen und Infektionserkrankun-
gen; diese werden zunehmen. Der wissenschaftlichen Presse war ganz aktuell zu ent-
nehmen, dass atopische Dermatitis bei Hitzeerkrankungen zunehmen wird, und zwar 
hinsichtlich der Häufigkeit und auch der Schwere. Das wird häufig noch unterschätzt. 

Lange Rede, kurzer Sinn: Es gibt sehr viele gesundheitliche Auswirkungen von Hitze. 
Bei Stürmen und anderen Katastrophen sind es vor allem indirekte Wirkungen; auch 
das wurde schon ausgeführt. Das wird häufig unterschätzt. Die KRITIS-Strukturen sind 
davon betroffen, aber nicht genügend vorbereitet. Vor allen Dingen wird bislang zu 
wenig geübt. Meines Erachtens muss viel mehr geübt werden, und zwar nicht nur vom 
Katastrophenschutz, vom THW oder in der Schule. Vielmehr muss zusammen geübt 
werden, damit die Schnittstellen einbezogen sind. Häufig sind es schließlich gerade 
die Schnittstellen, die Probleme machen. Das muss geübt werden. Dann sieht man 
relativ schnell, wo es hakt. Bei der Feuerwehr wird oft geübt. Die Feuerwehr kann si-
cherlich dabei helfen, wie man so etwas übt. 

Ich möchte noch auf einen Aspekt hinweisen. Häufig wird so etwas wie Biodiversität 
vergessen. Es wird immer gedacht, sie habe keinen Einfluss auf die Gesundheit und 
habe etwas mit „öko“, vielleicht auch mit der Landwirtschaft zu tun usw. Im Sach-
standsbericht Klimawandel und Gesundheit des Robert Koch-Instituts ist sehr gut et-
was zu indirekten Folgen ausgeführt. Es gibt einen Rückkopplungseffekt zwischen der 
Biodiversität und der Gesundheit der Menschen. Man muss also deutlich umfassender 
schauen und über Interdisziplinarität nicht nur reden, sondern sie leben. Deswegen 
wäre es manchmal gut, wenn Sie Sachverständige aus verschiedenen Bereichen la-
den würden. Wir sind zwar schon verschieden, aber es wäre gut, noch verschiedenere 
Sachverständige einzuladen, um diese Perspektiven zusammenzubringen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Der Kollege von der FDP kann leider nicht anwesend 
sein. Deswegen gehen wir direkt zur AfD über. 
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Andreas Keith (AfD): Auch von unserer Seite herzlichen Dank an alle Sachverstän-
digen für die umfangreichen und guten Antworten, die sie uns gegeben haben. Einige 
Nachfragen gibt es trotz alledem. Außerdem danke ich den Sachverständigen, dass 
sie heute so kurz vor dem Wochenende für Nachfragen zur Verfügung stehen. 

Meine erste Frage richte ich an Herrn Resch. Ich komme auf die Wasserqualität zu 
sprechen, die einen erheblichen Einfluss auf die Gesundheit hat. – Herr Resch, Sie 
antworten auf Frage 7, die Eintragung von Blutverdünnern und Rodentiziden, in dem 
Fall Rattengift, stelle eine Gefahr für die Wasserqualität bzw. Gesundheit der Bevölke-
rung dar. Diesen Aspekt erwähnen Sie ebenfalls in Ihrer Antwort auf Frage 13. Als wie 
gravierend schätzen Sie die Gefährdungslage durch Blutverdünner im Wasserkreislauf 
aktuell ein? Wie sollte dem entgegengewirkt werden? 

Marcus Resch: Die antikoagulanten Rodentizide gehören zu den gefährlichsten Wirk-
stoffklassen, die seit Neuestem in den Gewässern nachgewiesen werden können. 
Regnery et al. betreiben momentan umfangreiche Forschung, um diese Stoffe über-
haupt nachzuweisen. Es braucht 15 Jahre, um 1 g Rattengift abzubauen. Gerade an-
gesichts der momentan in den Städten in Hessen wie auch in Nordrhein-Westfalen 
überhandnehmenden Rattenplage machen viele Gemeinden den Fehler, ein bisschen 
mehr Rattengift in die Kanäle zu geben. Gerade bei extremen Hochwasserevents sam-
meln sich die Reste in den Prädatoren an, die zum Beispiel die toten Ratten fressen. 
In Fischresten, in Schweinen etc. hat man in Lebern schon jede Menge Rattengift ge-
funden. Bei wiederholter Exposition können sich Gefahren für Menschen ergeben. Ziel 
dieser Stoffe ist das Blut; sie sind reproduktionstoxisch. In Rheinland-Pfalz konnte 
kürzlich eine erhöhte Rodentizidkonzentration bei Wildschweinen nachgewiesen wer-
den. Auch wenn die Konzentrationen erst bei erheblichem Fleischkonsum bei Men-
schen ansetzen, ist eine schädigende Wirkung absolut nicht auszuschließen. 

Das Problem ist, dass Rodentizide in den Reinigungs- und Klärwerken erst ab der 
vierten Reinigungsstufe abgefangen werden können. Das bedeutet zusätzlich Prob-
leme, weil die kleineren Städte keine Müllverbrennungsanlagen haben, in denen man 
dies entsorgen kann. Fragen Sie einmal einen Wasserwerker bei einer kleinen Kom-
mune, wie er es fände, wenn die vierte Reinigungsstufe etabliert würde. In diesen 
Wasserwerken wäre man darüber nicht glücklich, weil pro Tonne viel gezahlt werden 
müsste, damit die Stoffe anschließend verbrannt werden. Das ist ein großes Problem. 

Wir haben aus dem Hessischen Landtag heraus eine Große Anfrage dazu einge-
bracht. Die Antwort lautete, dass noch gar nicht getestet werde, wie hoch die Konzent-
ration sei. Es gibt keine Werte, ab denen verpflichtend kontrolliert werden muss. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich habe eine zweite Frage an Herrn Professor Exner. Sie 
empfehlen eine bessere Kooperation zwischen Wasserwirtschaft und Katastrophen-
schutz. Können Sie einmal beschreiben, wie wir diese Zusammenarbeit sinnvoll be-
gleitend stärken können? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Es muss unterschieden werden. In akuten Situationen, 
also bei Überschwemmungen, in Katastrophenfällen, ist entscheidend, dass man sich 
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entsprechend abstimmt. Da hat auch der öffentliche Gesundheitsschutz eine wichtige 
Funktion. In Zeiten ohne akute Situationen sollte man nicht die Hände in den Schoß 
legen, sondern sich darauf vorbereiten. Man sollte, wie Frau Professorin Moebus eben 
sagte, versuchen, die Akteure zusammenzuführen. Insgesamt haben wir einen sehr 
guten Notfallschutz; wir nennen es auch „Blaulichtfamilie“. Gemeinsame Übungen wä-
ren in solchen Fällen wichtig. 

Hier geht es um Wasser. An der Ahr wurden innerhalb einer Nacht aufgrund einer 
extremen Überflutungssituation alle Straßen zerstört. Die Hochbehälter mussten ge-
füllt werden. Es mussten erst einmal Straßen gebahnt werden, um wieder dorthin zu 
gelangen. Gleichzeitig waren die Handys ausgefallen. Das alles sind Aspekte, die in 
solchen Situationen zu berücksichtigen sind. Man arbeitet jetzt zwar daran, muss in 
der akuten Situation aber stärker kooperieren. Das gilt insbesondere, wenn es zu Zer-
störungen kommt. 

Im Augenblick bereitet man sich nicht nur auf den Klimawandel und die durch ihn be-
dingten Zerstörungen, sondern durchaus auch darauf, wie es in einem Krieg sein kann, 
vor. Auch mit Blick darauf ist das gemeinsame Üben wichtig. Man muss natürlich auch 
wissen, wohin man dann die Patienten bringen kann. Das muss in diesen Plänen be-
rücksichtigt werden. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich richte die Frage wieder an Frau Professorin Moe-
bus. Nun geht es mir um Stechmücken, um Vektoren invasiver Arten und die Vermei-
dung ihrer Verbreitung beim Bau wasserführender Strukturen. Wird das Gesundheits-
risiko von Vektoren ausreichend beachtet? Falls das nicht der Fall ist: Wie ließe sich 
das bei den Zuständigen und Verantwortlichen ändern? Wie sieht die aktuelle Bilanz 
aus? Wird das im Moment schon zumindest ausreichend mit geplant und nach vorne 
gebracht? Was muss noch passieren, damit es keine Zielkonflikte gibt? Ich hebe jetzt 
erst einmal auf Mücken ab, später dann noch auf Neozoen und Neophyten, die mög-
licherweise ebenfalls Probleme bereiten können. Es muss schließlich nicht alles mit 
einer Frage geklärt werden. 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): „Zielkonflikte“ ist ein wunderbares Thema, weil ich dabei auch bei mei-
nen Kolleginnen und Kollegen immer wieder an Grenzen stoße, weil diejenigen, die 
sich mit Mücken beschäftigen, das Wasser aus der Stadt heraus haben wollen und 
diejenigen, die sich mit Hitze beschäftigen, das Wasser in der Stadt drin haben wollen. 
Mücken und Wasser – das muss ich wohl nicht erklären – passen gut zusammen. Es 
gibt aber technische Lösungen, wie man das bewältigen kann. Ich habe das Gefühl, 
dass ich mich in Bezug auf die intersektorale Zusammenarbeit wiederholen muss. Ich 
bitte darum, bei der Planung auch die öffentliche Gesundheit mehr einzubeziehen, und 
zwar sowohl bei der Stadtplanung als auch bei der Wasserwirtschaft usw. 

Es gibt schon viele Instrumente und viele Ideen. Von der WHO, von deren Europäi-
schem Zentrum in Bonn gibt es einen wunderbaren Bericht für Stadtplaner zum Thema 
„Klima“. Dieser enthält konkrete Empfehlungen unter anderem für die Politik. Diesen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 9 - EKPr 18/31 

Enquetekommission III 05.09.2025 
15. Sitzung (öffentlicher Teil) CR 
 
 
will ich nicht abschreiben, er enthält aber wirklich interessante Dinge, die von vielen 
Experten über einige Jahre erarbeitet wurden. 

Natürlich reicht das Bisherige nicht. Es gibt Ideen, viele denken aber noch zu sektoral, 
weshalb Wasserflächen aufgebaut werden und dann irgendwann Mücken ein Problem 
sind. Das ist noch nicht stark der Fall, muss man dazu sagen. Die Hitze ist da. Hitze 
spüren wir alle, wir alle sind betroffen. Deswegen ist Hitze immer prominent. Bei den 
Mücken dauert es noch eine Weile. Sie sind zwar schon vorhanden, aber die gefährli-
chen noch nicht in einem Ausmaß, bei dem man schon in Panik geraten würde. 

Mein Plädoyer lautet, die Kommunen bei der Planung zu unterstützen und ihnen Hand-
reichungen dazu zu geben, worauf sie achten können und müssen, wenn es zu diesen 
Zielkonflikten kommt. Das wird nicht immer lösbar sein. Man muss überlegen, wie man 
es an gewissen Stellen gelöst bekommt. Vielleicht nutzt man die Universitäten, die 
etwas mehr in der Breite in anderen Ländern und anderen Gemeinden recherchieren 
können. Welche Ideen gibt es schon? Welche Lösungen wurden schon auf den Weg 
gebracht? Es muss nichts mehr neu erfunden werden, es muss umgesetzt werden. 
Die Zusammenarbeit wurde auch eben noch einmal betont. Das ist das A und O. Jeder 
Einzelne verfügt in seinem Bereich schon über viel Wissen. Gerade Stadtplanung und 
Klimaschutzplanung usw. gehen aber nur zusammen. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Meine Frage richte ich 
an Herrn Professor Exner. – Herr Exner, in Ihrer Ausarbeitung weisen Sie darauf hin, 
dass die Trinkwasseraufbereitungsanlagen im Einzugsgebiet der Talsperren der 
Nordeifel Membranstufen erhalten hätten. Müssen auch die Abwasserreinigungsanla-
gen mit einer Membranstufe ausgerüstet werden, oder ist das aus Ihrer Sicht nicht 
notwendig? 

Die Zusatzfrage lautet, ob es dabei nur um krankheitserregende Bakterien geht oder 
ob diese Membranen auch Viren zurückhalten können müssen. 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Die Ausstattung mit einer weiteren Reinigungsstufe mit 
Blick auf die Krankheitserreger haben wir in einem gemeinsamen Forschungsprojekt 
behandelt. Das Ergebnis lautete, antibiotikaresistente Erreger, die gefürchtet werden, 
kommen vor allen Dingen von bestimmten Einrichtungen wie Krankenhäusern. Die of-
fene Frage lautet, ob man sich dem weiter widmen muss. 

Denken wir kurz zurück. 1993 kam es beim Aachener Talsperrensystem zu Störfällen 
mit kritischen Krankheitserregern, mit Parasiten. Damals hat man innovativ eine Ultra-
filtration eingeführt, die auch extreme Trübungsereignisse im Kontext von Starkregen-
fällen gut abfangen kann. So etwas kann eine Flockungsfiltration – das übliche System 
bei der Trinkwasseraufbereitung – nicht so gut. Bezogen auf die Trinkwasseraufberei-
tung sollte sich daher der Frage gewidmet werden, wie man insbesondere bei Talsper-
ren die Aufbereitung zusätzlich ertüchtigen kann. Ob dazu eine UV-Desinfektion oder 
eine Membranfiltration genutzt wird, wird man sehen. Die Ergebnisse des wissen-
schaftlichen Berichts zu Aachen in dem Zusammenhang waren hervorragend. 
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Die Frage nach der Ausrüstung von Kläranlagen stellt sich insbesondere bei der 
PFAS-Problematik. PFAS, insbesondere Perfluortenside, kommen in der Natur nicht 
vor, sie werden in der Natur auch nicht abgebaut. Sie haben dazu geführt, dass man 
in der Abwasseraufbereitung und in der Trinkwasseraufbereitung Aktivkohle hinzuge-
nommen hat, weil dadurch solche Spurenstoffe zurückgehalten werden können. Das 
wird zukünftig wahrscheinlich noch stärker eine Rolle spielen. 

Ist also in der Abwasseraufbereitung eine Membranfiltration notwendig? Das hängt von 
den Detailverhältnissen ab. Beeinflusst das Abwasser möglicherweise die Trinkwas-
seraufbereitung? 4,2 Millionen Menschen werden mit dem Flusswasser der Ruhr ver-
sorgt. Ich kann mir vorstellen, dass man die Ertüchtigung der Abwasseraufbereitung 
und gegebenenfalls der Trinkwasseraufbereitung mitdenken muss, um die notwendige 
Sicherheit zu gewährleisten. Die Menschen wollen sich schließlich auf die sichere 
Wasserversorgung verlassen können. Sie ist ein hohes Gut. 

Andreas Keith (AfD): Noch eine Frage an Herrn Resch. – Sie antworten auf Frage 5, 
die Wasserwirtschaft solle mit dem Gesundheitswesen über das Thema „Wasserqua-
lität“ kommunizieren. Wo sehen Sie bislang Defizite bei der Kommunikation unterei-
nander? Wie könnte dies verbessert werden? 

Marcus Resch: Wichtiger Aspekt ist die Zersplitterung der Zuständigkeiten. Die 
Ministerien und deren untergeordnete Behörden arbeiten oft nebeneinander her, also 
unabhängig voneinander, ohne mit anderen Ministerien und deren untergeordneten 
Behörden eine gemeinsame Handlungsagenda zu entwickeln. Ein daraus resultieren-
des Problem ist das Fehlen zentraler Plattformen, auf denen alle relevanten Daten 
gebündelt werden und auf die alle Ministerien, Behörden und auch die interessierte 
Öffentlichkeit Zugriff haben, um selbstverantwortlich reagieren zu können. 

Weiter gibt es oft Probleme beim Informationsaustausch, sodass Informationen nicht 
klar und in einfacher, verständlicher Form an die handelnden Akteure kommuniziert 
werden können. Als Beispiel kann man die Gesundheitsgefährdung bei kontaminier-
tem Trinkwasser nennen. Gesundheitsämter reagieren oft verzögert, da die Wasser-
versorger relevante Daten zu spät übermitteln. Da ist die beschriebene Plattform, auf 
der Echtzeitdaten zur Verfügung gestellt werden, erforderlich. Das gilt besonders für 
Krankenhäuser. 

Als weiterer kritischer Aspekt ist der Ausfall der Infrastruktur zu nennen. Die Behörden 
sind kaum darauf vorbereitet, die Bevölkerung mit Handlungen anzuweisen, falls etwa 
die Trinkwasserversorgung zusammenbricht oder Stromausfälle die wasserwirtschaft-
liche Infrastruktur schädigen. 

Peter Blumenrath (CDU): Ich komme auf das Thema „Verbesserungen bei Institutio-
nen“ zurück. An welcher Stelle im Gesundheitswesen sehen Sie noch Potenzial für 
Verbesserungen institutioneller Abläufe und Kooperationen in Bezug auf die Wasser-
wirtschaft, Herr Professor Exner? 
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Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Die Trinkwassersicherheit ist im Infektionsschutzgesetz 
geregelt. Interessanterweise haben andere Länder es in der Umweltgesetzgebung ge-
regelt. Bei uns ist das aber traditionell im Infektionsschutzgesetz geregelt. Gemäß § 37 
des Infektionsschutzgesetzes haben die Gesundheitsämter die Funktion, die Trink-
wassersicherheit mit zu kontrollieren. 

1990 hat man hier in Nordrhein-Westfalen die Entscheidung getroffen, die landeseige-
nen Institutionen, die noch selbst Erfahrungen mit mikrobiologischer, chemischer, phy-
sikalischer Labordiagnostik hatten, zurückzubauen, weil die privaten Labore es besser 
könnten. Die privaten Labore sind sehr gut, sie sind aber nicht in die entsprechenden 
Abläufe eingebunden. Da sehe ich in Nordrhein-Westfalen einen Webfehler. Bayern 
zum Beispiel hat ein starkes Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit. 
Im kleinen Land Rheinland-Pfalz gibt es ebenso wie in Mecklenburg-Vorpommern, 
ebenfalls ein kleineres Land, entsprechende Institutionen. In Nordrhein-Westfalen 
schweben die Gesundheitsämter, wie ich einmal sage, und haben nicht die Möglichkeit 
und häufig nicht die finanziellen Ressourcen, um in entsprechenden Situationen selbst 
Klärungen durchzuführen, wozu sie verpflichtet sind. Sie müssen also auf Laborkapa-
zitäten zurückgreifen. Auch die Regulierung muss natürlich Kenntnisse in Labordiag-
nostik haben. Da wünsche ich mir eine größere Unterstützung, um den Gesundheits-
ämtern, die eine so wichtige Funktion haben, die notwendigen Kapazitäten zur Verfü-
gung zu stellen, bzw. dass in den Kommunen finanzielle Ressourcen dafür sicherge-
stellt werden, dass man eine entsprechende Analytik einkaufen kann, wenn sie nicht 
durch Landesinstitutionen geleistet werden kann. 

In Nordrhein-Westfalen gibt es jetzt zwar das Landesamt für Gesundheit und Arbeits-
schutz, also das LfGA, dieses arbeitet aber eher theoretisch. Es sammelt infektions-
epidemiologische Daten, ohne auf einen Fundus entsprechender Diagnostik zurück-
zugreifen. 

Ich beschreibe das anhand eines Beispiels. Der Legionellenausbruch in Warstein 2013 
war der größte Ausbruch in Deutschland. Damals wurde mein Institut als WHO-Kolla-
borationszentrum einbezogen. Mithilfe von Diagnostik konnten wir trotz massiver Um-
weltkontamination durch diese Legionellenstämme eine nachhaltige Klärung errei-
chen. Seit zwölf Jahren ist in Warstein keine einzige Legionellose mehr aufgetreten. 
Für so etwas ist Diagnostik bis hin zu Typisierung, Sequenzierung usw. nötig, um die 
Zusammenhänge herstellen zu können. 

So etwas fehlt in Nordrhein-Westfalen. Das ist ein Manko. Die Gesundheitsämter brau-
chen es, um ein modernes Störfallmanagement bzw. Ausbruchsmanagement zu be-
treiben. Da sehe ich erheblichen Handlungsbedarf. Wir haben dem Land dazu Vor-
schläge gemacht. Ich bin froh, dass man das LfGA jetzt so weit – in Anführungszeichen 
– aufgerüstet hat, aber die Gesundheitsämter, das Land müssen die Möglichkeit ha-
ben, diese Diagnostik zusammenzuführen. Da sind andere Bundesländer deutlich bes-
ser aufgestellt. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Frau Professorin Moebus, ich bleibe bei der Biologie. 
Sie sprachen eben über intersektorale Zusammenarbeit oder zumindest Planung und 
sagten, man solle sich miteinander unterhalten, um präventiv handeln zu können. 
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Außerdem erklärten Sie, die einen wollten das Wasser in der Stadt haben und die 
anderen aus der Stadt heraus. Welche Gefahren sehen Sie durch dieses intersektorale 
Zusammenarbeiten für Neophyten und Neozoen, die möglicherweise auftreten? Wel-
che Gesundheitsgefahren gehen daraus möglicherweise hervor? Es wurde sich die 
ganze Zeit Bakterien und Viren und durch sie verursachte Infektionen gewidmet. Im 
Neophytenbereich muss man aber noch mit einer ganzen Menge rechnen, möglicher-
weise kommen noch Neozoen nach, was möglicherweise Einfluss auf die öffentliche 
Gesundheit hat. Es wäre schön, wenn Sie diesbezüglich noch Input geben könnten. 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Da kann ich nur bedingt Input geben. Ich weiß nicht, ob ich die Frage 
richtig verstanden habe. Die intersektorale Zusammenarbeit birgt nicht die Gefahr, 
dass man das nicht im Auge hat. 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Wenn es gut läuft, wird es keine Aus-
wirkungen geben! Worauf muss man sich einstellen, wenn es schlecht 
läuft?) 

Neophyten sind nicht per se etwas Schlechtes. Man muss sich darauf einstellen, dass 
sie kommen und für die Umwelt manchmal schlicht besser funktionieren als unsere 
alten Phyten; ich weiß gar nicht, wie man sie nennt. 

(Marcus Resch: Archäophyten!) 

Archäophyten? So „archäo“? Ich weiß es nicht genau. Ich denke, Sie wissen, was ich 
meine. 

Es ist umfassende Expertise aus der Biologie nötig. Diese ist in NRW an den Univer-
sitäten, an denen es hervorragende Biologen gibt, vorhanden. Die Biologen sind um-
fassend verletzt und können interdisziplinär arbeiten. Es ist noch mehr Forschung nö-
tig, um mehr herauszufinden. Es ist blöd, als aus der Forschung kommende Expertin 
Forschung einzufordern. Man steht aber noch am Anfang und weiß relativ wenig. Da-
her empfehle ich, diesbezüglich erst einmal zu forschen. Es gibt vieles, was gerade 
schon geändert werden muss. Einiges wurde schon genannt. Die Landesregierungen 
müssen in diesen Bereichen tätig werden. 

Trotzdem erachte ich intersektorale Arbeit diesbezüglich als notwendig und sehe sie 
nicht unbedingt als Gefahr. Aus verschiedenen Projekten im öffentlichen Gesundheits-
dienst weiß man möglicherweise aus anderen Ländern, welche gesundheitlichen Ge-
fahren drohen. Auch die Wasserwirtschaft, die Ökologie, die Umweltämter usw. müs-
sen eingebunden werden, um zu ermitteln, was zu erwarten ist und wo es Probleme 
gibt. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Meine Frage richte ich an Frau Professorin Moebus. Im 
Fokus stehen häufig die gesundheitlichen Risiken, wobei auf die Städte geschaut wird. 
Man widmet sich Verdichtungsräumen, zugepflasterten Bereichen, weil es dort stärker 
auftritt als überall anders. Wie sieht die Situation im ländlichen Raum aus? Welche 
Gefahren für die Gesundheit sind im ländlichen Raum zu erwarten? Ist es eine der 
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Ressourcen, bei denen man etwas besser dasteht, wenn man im ländlichen Raum 
lebt? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Da muss ich Sie leider enttäuschen. Dass die Lebenserwartung in 
Städten ist höher als auf dem Land, zeigen die Statistiken deutlich. Es ist kein Geheim-
nis, dass man in der Stadt länger lebt. Ein Grund ist, dass die medizinische Versorgung 
besser zu erreichen ist. Es gibt aber auch noch andere Gesundheitsressourcen. Zum 
Beispiel ist aktive Mobilität in der Stadt besser möglich. Das klingt komisch, weil sie 
nicht richtig genutzt wird. Die Wege in der Stadt sind aber kürzer als auf dem Land. 
Auf dem Land ist man im Moment noch auf das Auto angewiesen, wenn man eine 
Schule, ein Krankenhaus, eine Apotheke usw. erreichen will. Es sind viel größere Ent-
fernungen bei Kultur, Bildungsangeboten, Nahrungsversorgung etc. zu überwinden. In 
der Stadt besteht die Chance, dass dafür kürzere Wege zurückgelegt werden müssen. 

Daher ist es wichtig, zu beachten, was auf dem Land in Katastrophensituationen und 
bei Hitzeperioden passiert. Wie kann man die Versorgung sicherstellen? Wie kommt 
man an die Orte heran? Daher finde ich Ihre Frage hervorragend. In den Städten leben 
die meisten Menschen. Aber auch auf dem Land leben viele, die eben nicht so viele 
Möglichkeiten haben. Vielleicht funktioniert das soziale Netz nicht so gut. In der Stadt 
kommt man vielleicht eher an Informationen. Auf dem Land sind wie gesagt die Wege 
viel weiter. Das Land ist heutzutage nicht mehr das idyllische Land. Nur noch ganz 
selten hat man Wiesen, Wälder etc. Häufig sind es riesige Agrarfelder. Man kann sich 
gut vorstellen, wie lange es dauert, bis man an einem solchen Feld vorbei ist. Es gibt 
also eine ganze Reihe an Aufgaben speziell auf das Land bezogen. Es wird in der 
Forschung noch unterschätzt und nicht genügend gesehen. 

Das gilt auch für die Pflege. Ich kann hier den Aspekt „Selbstermächtigung“ gut an-
bringen. Aus dem Katastrophenschutz heraus habe ich einmal gehört, dass, wenn es 
eine wirkliche Katastrophe wie im Ahrtal gebe, nicht allen Menschen geholfen werden 
könne, egal wie gut man sich aufstelle. Diejenigen, die über genügend Ressourcen 
verfügen, also Kraft haben usw., müssen also ermächtigt werden, damit sie wissen, 
was bei solchen Katastrophen zu tun ist. Das kann auch auf dem Land der Fall sein, 
weil es sich, so blöd es klingt, nicht lohnt, in ein 50-Seelen-Dorf zu fahren, wenn in 
anderen Bereichen mehr Menschen Hilfe benötigen. Man sollte also schauen, wie man 
Selbstermächtigung bewirken kann. Wenn Selbstermächtigung nicht möglich ist, kann 
man bestimmte Einrichtungen eben nicht an Orten errichten, an die man nicht kommt, 
an denen keine Rettung möglich ist oder nur mit großem Aufwand Rettung möglich ist, 
den man bei Katastrophen nicht mehr betreiben kann. Sie haben also einen wichtigen 
Aspekt angesprochen. 

Andreas Keith (AfD): Ich habe eine Frage an Herrn Professor Exner. Sie führten vor-
hin kurz etwas zur Belastung mit Antibiotikaresten durch Krankenhäuser usw. aus. Wie 
schätzen Sie die Lage gerade mit Blick auf den ständig wachsenden Kostendruck in-
nerhalb der Krankenhäuser, die dann an Personal und Maßnahmen sparen müssen, 
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mithilfe derer die Einbringung solcher antibiotikaresistenter Keime verhindert werden 
könnte, ein? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Insbesondere bei den sogenannten gramnegativen Erre-
gern war man bisher nicht sehr erfolgreich. Bei den sogenannten grampositiven Erre-
gern wie MRSA, also Methicillin-resistente Staphylocokken, ist es drastisch zurückge-
gangen. Dies gelang insbesondere über Hygienemaßnahmen. Bei den gramnegativen 
Erregern, die sich vor allen Dingen im Darm vermehren und im Abwasser, im direkten 
Umfeld des Patienten im Waschbecken vorkommen, hat man noch Probleme. 

Man will das jetzt allerdings in den Fokus nehmen. Das bedeutet, dass man heute 
Intensivstationen ganz anders baut. Das Johanniter-Krankenhaus in Bonn hat eine 
neue Intensivstation. In den Patientenzimmern gibt es dort kein Waschbecken mehr, 
weil man weiß, dass die Waschbecken, bei hämato-onkologischen Patienten die Du-
schen und die Toiletten voll mit hochresistenten Antibiotika, resistenten Erregern sind. 
Warum ist das der Fall? In Kliniken müssen Antibiotika eingesetzt werden, weil sonst 
die Patienten sterben. Sie halten sich dann aber in Reservoiren. Man spricht auch von 
einem Fußabdruck von Krankheitserregern jedes einzelnen Krankenhauses. Auf der 
Intensivstation entnimmt man das Wasser zum Waschen der Patienten aus einem Be-
reich, in dem es nur einen Wasserauslass, keinen -ablauf gibt. Es wird in eine Edel-
stahlwanne gefüllt, mit der dann zum Patienten gefahren wird, um ihn zu waschen. 
Man versucht also, die Reservoire dieser Erreger besser in den Griff zu bekommen. 

Es gibt einen weiteren Bereich, in dem der Klimawandel durch die Temperaturerhö-
hungen Probleme bereitet. Es sind die sogenannten Legionellen. Diese sind faktisch 
ausschließlich aus der Umwelt stammende Krankheitserreger. Wenn man in einen be-
stimmten Temperaturbereich kommt, der bei etwa 25 bis 50 °C liegt, dann vermehren 
sich die kritischen Legionellen. Zum Beispiel in Wuppertal gab es wie schon 2023 ei-
nen Ausbruch bzw. eine Häufung. Da kann man mit Blick auf Überwachung und Auf-
wandverdunstungskühlanlagen, die dazu dienen, die Luft herunterzukühlen, aber, wie 
man in Warstein gesehen hat, gegebenenfalls Emittenten von Legionellen sind, effizi-
enter werden. Diesbezüglich gibt es diagnostisch wesentlich bessere Möglichkeiten. 
Man kann auch viel effizienter überwachen, als man es bisher tut. 

Daher plädiere ich dafür, bei Störfällen bzw. Ausbrüchen nicht einfach zu schauen, wie 
man sie so schnell wie möglich unter Kontrolle bekommt, und dann den Deckel darauf 
zu machen, sondern sie auch aufzuarbeiten. Robert Koch sagte, eine solche Situation 
sei wie ein großes Experiment. Etwas ist schiefgelaufen, dann sollte versucht werden, 
in die Tiefe zu gehen, um zu klären, was zu dem jeweiligen Zeitpunkt schiefgelaufen 
ist, damit man sich damit auseinandersetzen kann. 

In Wuppertal etwa gibt es eine enge Tallage. Verdunstungskühlanlagen können Krank-
heitserreger bis zu 4 km weit ausbreiten. Daher sind solche Bereiche natürlich beson-
ders gefährdet. Es gibt einige solcher Bereiche. 

Zum Schluss erwähne ich noch eine 1960 gebaute Klinik, die auf der Intensivstation 
keine Be- und Entlüftung hatte. Zum Teil kam es zu Temperaturen von 40 °C; man 
konnte nicht herunterkühlen. Dies bedeutet eine extreme Belastung für die Patienten 
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und für die Mitarbeiter sowie natürlich für die Geräte. Im Grunde dürfen medizinische 
Geräte bei solch hohen Temperaturen kaum betrieben werden. Daher werden dort 
einfache, bezahlbare Kühlanlagen benötigt, die aber so eingerichtet sein müssen, dass 
es nicht zu einer Gefährdung kommt. Wir als Hygieniker sind in solchen Situationen 
bereit, bestimmte technische Regeln, die wir in – in Anführungszeichen – Friedenszei-
ten sophisticated aufgestellt haben, zu relativieren. Es muss immer hinterfragt werden, 
wie man die Klimafolgen unter Kontrolle bekommt. Unter Berücksichtigung des Auf-
wands muss man über seinen eigenen Schatten springen und die Infektionsprävention 
gegebenenfalls im Abgleich mit den Klimafolgen relativieren. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Da es sich um ein breites Themenfeld handelt, ist es 
gut, wenn Sie etwas mehr dazu ausführen. Es sind wenige Sachverständige hier. Des-
wegen kann die Antwort auch einmal etwas mehr als 3 Minuten dauern. Es wäre aber 
gut, zumindest die Idee 3 Minuten im Hinterkopf zu behalten. 

Peter Blumenrath (CDU): Herr Professor Exner, noch einmal Danke für die ausführ-
liche und tolle Stellungnahme. Ich stelle Ihnen nun unsere letzte Frage. Es geht mir 
um den Bereich „neue Krankheiten“. Wie schätzen Sie die weitere Entwicklung ein? 
Es wurde schon ein bisschen dazu gesagt. Sie schreiben, derzeit ließen sich keine 
größeren Pilzveränderungen feststellen. In einem anderen Rahmen haben wir einmal 
einen Dozenten aus Essen aus dem SHK-Bereich gehört. Dieser berichtete, in Bio-
masse finde er immer wieder neue Pilzstämme. Daher frage ich Sie, wie Sie das in 
Summe einschätzen. 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Ich habe mich dazu bezogen auf das Wasser geäußert. 
Wasser als direkter Überträger oder Vermehrungsort für Pilze spielt sicher eine Rolle. 
Das muss beobachtet werden. Pilze sind ein wichtiger Bereich, der weiter beobachtet 
werden muss. Bei immunsupprimierten Patienten können Pilze dramatische Auswir-
kungen haben. Das gilt etwa für Aspergillus und Penicillium. Man muss schauen, wie 
man diese Menschen schützen kann. 

Eine Frage bezog sich auch auf die Viren. Wie sind die Risiken etwa bei Dengue oder 
Chikungunya auch mit Blick auf die Frage „Schwammstadt oder nicht?“ zu sehen? 
Derzeit sehen wir diesbezüglich noch keine großen Risiken. Das gilt auch für Vektoren, 
die sich vermehren könnten, wenn mehr Wasser hineingegeben wird. Gegen 
Chikungunya- und Dengue-Fieber werden derzeit Impfstoffe entwickelt. Dessen Be-
obachtung funktioniert auch gut. Das in Stockholm sitzende Europäische Zentrum für 
die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten hat da einen Schwerpunkt. Derzeit 
ist aber noch nicht zu beobachten, dass sich das so auswirkt. Nichtsdestotrotz muss 
man es im Griff behalten. 

Pilze sind, wie ich schon sagte, im Wasser wahrscheinlich nicht das große Problem. 
Man muss es aber beobachten. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich habe wieder eine Frage an Frau Professorin Moe-
bus. Ich komme auf die psychische Gesundheit zu sprechen. Im Rahmen eines 
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Symposiums habe ich letztens erfahren, dass es eine 3-30-300-Regel gibt. Es sollen 
drei Bäume in Sichtweite von jedem Haus stehen. Jede Nachbarschaft sollte zu 30 % 
mit Baumkronen oder Vegetation bedeckt sein. Niemand sollte mehr als 300 m von 
einem größeren Park oder einer Grünfläche entfernt wohnen. Die ersten Städte versu-
chen, ihre Stadtplanung, vor allem ihre Grünplanung, in diese Richtung auszuweiten 
oder anzupassen. Das finde ich persönlich gut. 

Die Frage. Diese Regel soll sich besonders auf die städtische Bevölkerung und ihre 
psychische Gesundheit positiv auswirken. So wurde es dort vorgestellt. Wie ist die 
Datenlage zu den positiven oder negativen Effekten, wenn solche Dinge umgesetzt 
werden bzw. nicht umgesetzt werden, wenn Wasser in die Stadt transportiert wird und 
jeder im Park einen See zum Flanieren hat? Haben Sie dazu Daten bzw. Erfahrungs-
werte, wie sich das auf eine Gesellschaft auswirken kann? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Ich habe sogar aus dem Ruhrgebiet eine eigene Studie, die wir 2000 
am Uniklinikum Essen gestartet haben und immer noch durchführen. 4.800 damals 
gesunde Probandinnen und Probanden wurden in die Studie aufgenommen. Sie wer-
den nun zum fünften Mal untersucht und sind mittlerweile über 90 Jahre alt. Bei einer 
Untersuchung, die ich selbst durchgeführt habe, ging es um das Grün im unmittelbaren 
Wohnumfeld der Menschen. Wir wissen genau, wo sie wohnen und wie grün es dort 
ist. Es gibt Satellitendaten etc. Wir haben dies mit depressiver Symptomatik assoziiert 
und können eindeutig Zusammenhänge finden. Diejenigen, die mehr Grün im direkten 
Umfeld haben, hatten die Leute bezogen auf die depressive Symptomatik bessere 
Scores als diejenigen, die weniger Grün im Umfeld hatten. Da konnten wir eindeutige 
Zusammenhänge finden. Es ging dabei gar nicht einmal um den Park; der muss nicht 
unbedingt sein. Das haben wir so nicht gesehen. Dieses Ergebnis spricht erst einmal 
noch nicht dafür, dass alle einen Park haben müssen. Das wird man in Städten nicht 
umsetzen können. Es spricht aber für vertikales Grün. Singapur ist ein wunderbares 
Beispiel. Man braucht nur zu googeln. Dort wurde es schon gut umgesetzt. Die inter-
nationale Datenlage bestätigt es. 

Diese von Ihnen genannte Regel stammt aus den Niederlanden. Sie macht es ein 
bisschen zugänglicher. Es muss niemand genau messen. Es müssen keine drei 
Bäume sein. Vier sind nicht zu viel, und zwei sind nicht zu wenig. Ich denke, es ist klar, 
wie das gemeint ist. 

Das andere, wirklich überraschende Ergebnis, das wir aus den Daten herausgezogen 
haben, ist die körperliche Aktivität. Es ist nicht wirklich überraschend, dass es so ist, 
aber es ist überraschend, wie deutlich man dies erkennen kann. Wenn man eine Grün-
fläche – es muss nicht einmal ein großer Park sein – in der Nähe hat, sind Leute 
scheinbar eher motiviert, sich zu bewegen, einer körperlichen Aktivität nachzugehen, 
die nicht zwingend im Park stattfinden muss. Das hat nichts mit sozialer Schicht zu 
tun. Das ist dafür adjustiert. 

Es lassen sich also viele positive Effekte beobachten. Natürlich muss man sich damit 
beschäftigen, welche Art von Grün man jeweils in die Städte bringt. Weibliche Ginkgos 
etwa stinken furchtbar. Außerdem gibt es Bäume, die eher Allergien auslösen. Dazu, 
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welcher Baum oder welches Grün geeignet ist, gibt es eine Unmenge an Wissen. Die 
Evidenzlage ist eindeutig. Über die Co-Benefits mit Blick auf das Klima brauchen wir 
nicht lange zu sprechen. Die Evidenz ist gegeben. Man muss sich also keine Sorgen 
machen, wenn man das jetzt auf den Weg bringt. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Wenn es erlaubt ist, pa-
cke ich drei Fragen in eine. Ich bitte Herrn Exner um eine Einschätzung zu drei mögli-
chen Auswirkungen des Klimawandels. Die erste Auswirkung ist eine mögliche Zu-
nahme von Allergien, zum Beispiel Heuschnupfen, durch eine verlängerte Pollensai-
son und trockenere Luft. Die zweite Auswirkung ist eine mögliche Zunahme von Haut-
krebs, weil die Bewölkung durch veränderte atmosphärische Bedingungen verringert 
wird und mehr UV-Strahlung auf die Erde trifft. Die dritte Auswirkung ist vorhin schon 
angesprochen worden, ich frage aber noch einmal explizit, ob Sie die Gefahr von Le-
gionellenwachstum und -ausbrüchen selbst im normalen Trinkwassernetz sehen, 
wenn die Rohrwassertemperaturen weiter ansteigen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Auch wenn mehrere Fragen auf einmal gestellt wer-
den oder mehrere Sachverständige gefragt werden, bitte ich darum, die Antwort mög-
lichst in maximal 3 Minuten zu geben. 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Eine Zunahme von Allergien kann ich auf keinen Fall aus-
schließen. Die Dermatologen sind da allerdings noch wesentlich näher dran. 

Die Zunahme von Hautkrebs ist ein erhebliches Problem. Sie hängt unter anderem 
auch damit zusammen, dass Sonnenexpositionen zu Melanomen führen. Das ist ein 
enormes Risiko. Das Melanom, das durch Sonnenexpositionen verursacht wird, hängt 
natürlich auch von Gewohnheiten ab. Es können Sonnencremes genutzt werden, die 
sehr effizient sind. Wenn es aber dazu kommt, besteht ein klarer Zusammenhang mit 
Sonnenexpositionen. Deswegen sind Sonnenschutzmaßnahmen, Sonnencremes 
sehr wichtig. Außerdem ist eine regelmäßige Untersuchung, nachher einmal pro Jahr, 
wichtig, weil diese Krebsart, die hier insbesondere eine Rolle spielt, extrem rasch 
streuen kann. Dann hat man kaum Chancen. 

Legionellen. Die Temperaturen steigen. An Hauseingangsübergabestellen kommt es 
im Sommer jetzt zu Temperaturen von 25 bis 27 °C. Das ist ein Risikofaktor, weil sich 
Legionellen dann auch im Kaltwasserbereich der Trinkwasserinstallation vermehren 
können. Zwar gibt es in Deutschland in großen Gebäuden wie Krankenhäusern und 
Altenpflegeheimen durch die bisherigen Überwachungsstrukturen kaum noch große 
Ausbrüche. Speziell in Ein- und Zweifamilienhäusern steigen die Zahlen aber an. Sor-
gen macht mir bezüglich der Legionellen auch der andere Bereich, nämlich Verduns-
tungskühlanlagen. Diese können zu weitflächigen Ausbrüchen führen. Diesbezüglich 
kann man noch viel effizienter werden. 

Andreas Keith (AfD): Die nächste Frage stelle ich Herrn Professor Exner und Herrn 
Resch. Im Sommer war ich in der Ägäis zum Segeln. Dort sind mir die Verschmutzung 
der Meere, aber insbesondere der Flüsse mit Plastik und die daraus resultierenden 
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Folgen wieder brutal aufgefallen. Wie schätzen Sie die Gefahren durch Mikroplastik, 
aber vielleicht auch durch Schwermetalle insgesamt und auch bezogen auf das Was-
ser für die Gesundheit ein? 

Falls es zulässig ist, könnten alle drei Sachverständigen, weil sie alle Fachleute sind, 
nacheinander antworten. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Das können sie gerne tun. Sie müssten sich dann 
die Antwortzeit untereinander aufteilen. Da heute so wenige Sachverständige anwe-
send sind, können wir dabei aber ein wenig großzügiger sein, solange es im Rahmen 
bleibt. 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Das ist eine wichtige Frage. Plastik ist weit verbreitet. 
Immer mehr wird deutlich, dass das Vorkommen durchaus relevant ist. Dazu weiß man 
aber ehrlich gesagt zu wenig. Die Forschung ist noch nicht so weit. Man muss das im 
Auge behalten. Im Augenblick kann ich Ihnen nicht zu 100 % sicher etwas dazu sagen. 
Zu Blei, Cadmium usw. weiß man viel mehr. Bei Plastik beginnt es schon mit der Frage, 
wie man es nachweist, wie sicher die Nachweisverfahren sind. 

Außerdem gibt es zu wenige epidemiologische Daten, um sagen zu können, dass sich 
da etwas tut. Man muss es aber dringend unter Beobachtung halten. 

Man muss auch die Aufbereitungsverfahren in diese Richtung aufstellen. 

Es ist also in der Tat eine offene Frage, bezüglich der ich im Augenblick nicht sagen 
kann, dass alle Bereiche wissenschaftlich gesichert abgedeckt sind. Es ist eine wich-
tige Frage, die uns in Zukunft intensiv beschäftigen wird. 

Zu anderen Schadstoffen; ich bleibe einmal beim Blei. Trinkwasser ist einer der letzten 
Bereiche, in denen es noch Bleibelastungen gibt. Die Bleibelastungen im Straßenver-
kehr – es ist als Zusatzstoff im Benzin – hat man unter Kontrolle. Es gibt noch alte 
Bleileitungen. Die neue Trinkwasserverordnung besagt, dass man es nun aus den 
Trinkwasserinstallationen in Gebäuden heraus haben möchte. Bei Altbauten hat das 
natürlich Konsequenzen. Es kostet Geld, wenn man das umsetzt. Man kann es aber 
unter Kontrolle bekommen. In Frankfurt hat sich das gezeigt. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Die Frage richtete sich an alle drei Sachverständi-
gen. Ich hatte gesagt, dass Sie sich die Zeit ein wenig aufteilen, weil es sonst den 
Rahmen sprengt. 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Ich mache es dafür ganz kurz. Ich gebe Herrn Professor Exner recht, 
dass es wenige epidemiologische Untersuchungen gibt. Die Vorsorge besagt aber, 
dass man tätig werden muss – allein wegen der Anreicherung im Essen, das wir zu 
uns und das die Tiere zu sich nehmen. Wir stehen immer am Ende der Nahrungskette. 
Wir nehmen also alles gesammelt auf. Von vielen anderen Schadstoffen weiß man, 
wie problematisch das ist. Man muss einfach damit rechnen, dass es gesundheitliche 
Auswirkungen hat. – Das ist die direkte Auswirkung. 
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Die indirekte Auswirkung ist, dass es mittlerweile schon Auswirkungen auf das Öko-
system gibt; das weiß man. Wenn das Ökosystem betroffen ist, dann werden garantiert 
auch wir betroffen sein. Dazu gibt es genügend Wissen, wobei ich Herrn Professor 
Exner nicht widersprechen möchte, denn ich könnte nicht direkt sagen, dieses oder 
jenes sollte getan werden. Man weiß nur von anderen Schadstoffen, dass es Auswir-
kungen gibt. 

Marcus Resch: Ich schließe mich vollumfänglich an. Für Nanoplastik gibt es im Mo-
ment nicht einmal Grenzwerte. Die EU hat dafür zwar einen Vorschlag unterbreitet, 
aber die Analytik ist bei vielen Aspekten einfach noch nicht so weit. 

Mitte des Jahres war ich auf der großen Konferenz zu PFAS in Berlin. Es sind nicht 
einmal alle Stoffe identifiziert. Zu einem generellen Verbot zum Beispiel aller PFAS-
Stoffe sagten Vertreter aus der Industrie, dann gehe man nach China. Die Komplett-
stoffe würden dann einfach so hereingeholt, lautete das Abschlusszitat eines Indust-
rievertreters. 

Der Großteil dieser Stoffe ist noch nicht einmal identifiziert. Gerade bei Kurz- oder 
Langketten-PFAS steht man ganz am Anfang. Genauso ist es bei Mikroplastik. 
Schwermetalle können neurotoxische Wirkungen entfalten und sich im Gehirn kardi-
ovaskulär auswirken; das ist bekannt. Da ist noch viel Arbeit notwendig. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich stelle Herrn Professor Exner eine Frage. – Sie sind 
Ehrenvorsitzender der Trinkwasserkommission. Es geht mir um die Anrainer von 
Rhein und Ruhr, wo Uferfiltrate als Trinkwasser aufbereitet werden. Ich komme aus 
Essen. An der Ruhr gab es in den Nullerjahren den PFT-Skandal. Daraufhin wurde 
das Ruhrwasser getestet. Dabei wurde eine gewisse Belastung mit noch sehr viel 
mehr Stoffen als PFT deutlich. Ein Bonmot besagt, bis nach Essen habe 1 l Wasser 
schon siebenmal den Körper durchlaufen, bevor man ihn trinke. Solche Bilder möchte 
man nicht im Kopf haben. 

Die Trinkwasserkommission hat Ziel- und Grenzwerte für Einzelstoffe festgelegt. Sie 
schreiben irgendwo von Cocktails, die sich in den Ruhruferfitraten fänden und die in 
der Trinkwasseraufbereitungsanlage trotz Cracking, Aktivkohle, UV-Bestrahlung usw. 
nicht wirklich herausgefiltert werden könnten. Wie könnte man mit dem Regelwerk der 
Trinkwasserkommission besser darauf reagieren? Im Grunde genommen nehme ich 
es so wahr – ein wenig polemisch formuliert –, als ob die Ruhrgebietsbevölkerung 
diesen Cocktails ausgeliefert ist, weil keine vernünftigen Ziel- und Grenzwerte existie-
ren, weil die Forschung noch nicht so weit ist. Ist das richtig übersetzt? Wie kann man 
den Eintrag solcher Spurenstoffe besser in den Griff bekommen, ohne die Produktion 
zu unterbinden, obwohl das manchmal vielleicht sinnvoll wäre? Wie kann man es so 
abschwächen, dass die Menschen als Uferfiltrattrinker weniger Risiko ausgesetzt 
sind? Ist eine Anpassung nötig? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: PFT ist ein wichtiges Beispiel. Bis 2006 ist PFT unter dem 
Schirm der Überwachung durchgelaufen. Damals hatten wir eigentlich im Rahmen ei-
nes Forschungsprojekts versucht, den Rhein herunterzufahren. Dabei haben wir 
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gesehen, dass die Konzentrationen in der Ruhr im Vergleich zu anderen Bereichen 
deutlich erhöht sind. Bis Arnsberg fanden wir hohe Konzentrationen, danach nicht 
mehr. Sie kennen die Problematik vielleicht. Man hatte Bioabfallschlämme auf ein Feld 
aufgebracht. Dies führte zu einer nachhaltigen Kontamination mit einem Schadstoff, 
den man bis dahin als nicht besonders relevant erachtet hat. Wir hatten das Umwelt-
bundesamt über unsere Untersuchungen informiert und gefragt, ob es PFTs für rele-
vant halte. Damals lautete die Idee Antwort: nein. Im Rahmen dieser Untersuchungen 
kam plötzlich heraus, dass dies ganz anders bewertet werden muss. 

Wir leben also in einer Gesellschaft, die neue Substanzen produziert. Eben wurde über 
Plastik etc. gesprochen. Man steht vor der Frage, wie man diese Substanzen erken-
nen, Risiken abbauen bzw. analysieren und wie man sie nachweisbar machen kann. 
Wie können dann entsprechende Aufbereitungsverfahren generiert werden? Die 
Flusswassersysteme, bei denen diese häufige Wiederverwendung erfolgt, müssen be-
sonders unter die Lupe genommen werden. 

Die Maßnahme der Wahl damals war Aktivkohle. Herr Pinnekamp weiß es vielleicht 
noch besser als ich. Damals haben die Trinkwasserversorger 180 Millionen Euro nur 
in die Aktivkohleaufbereitung investiert, soweit ich weiß. Beim Ruhrverband waren es 
über 380 Millionen Euro. Das zeigt: Alle waren erschrocken. Eine neue Substanz war 
unter dem Schirm durchgelaufen. – Es mussten dann relativ rasch neue Werte gene-
riert werden. Das ist jetzt gut umgesetzt. Auch die Zielwerte sind von der Trinkwasser-
kommission mit den EU-Regeln in Einklang gebracht. 

Nichtsdestotrotz stellt dies ein Problem dar. Zunächst wussten wir nicht, wie es sich 
auf den Menschen auswirkt. Lange Rede, kurzer Sinn: Es ist eine fortlaufende Auf-
gabe, weiter darauf zu schauen, welche Substanzen mit den heutigen Möglichkeiten 
erkannt werden können und wie man sie rasch toxikologisch bewertbar machen kann, 
damit dann die notwendigen Verfahren umgesetzt werden können. 

Hedwig Tarner (GRÜNE): Ich habe noch eine Frage an Frau Professorin Moebus. Wir 
haben mehrere Anhörungen durchgeführt. Nicht bei einer war es so schwierig wie bei 
dieser, Menschen mit Fachwissen für die Teilnahme zu finden. Handelt es sich also 
um ein unterrepräsentiertes Thema, Gesundheit und Klimakrise zusammen zu den-
ken? Falls dem so ist: Was muss getan werden, damit das breiter gestreut wird? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Ich kann nicht für die Kolleginnen und Kollegen sprechen, die abge-
sagt haben. Ein naheliegender Grund mag die Sommerpause gewesen sein. Deadline 
für Stellungnahmen war der 28. August. Das lag in der vorlesungsfreien Zeit. Das mag 
ein Grund sein. 

Nun aber zu Ihrer Frage, die dahintersteht. Niemand ist gegen Gesundheit. Ich kenne 
keine Regierung, die gegen Gesundheit ist. Nur wenn es darum geht, umzusetzen, 
wird es immer schwierig. Gesundheit hat da normalerweise keine Lobby. Der ÖGD ist 
oft genug vernachlässigt. Viele andere Dinge stehen im Vordergrund. Es ist bekannt, 
dass bei Hitze etwas getan werden muss. Auch heute wurden schon ziemlich umfang-
reiche Felder deutlich, in Bezug auf die man tätig werden muss. Es gibt indirekte 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 21 - EKPr 18/31 

Enquetekommission III 05.09.2025 
15. Sitzung (öffentlicher Teil) CR 
 
 
Effekte in Bezug auf Gesundheit, soziales Wohlbefinden, psychisches Wohlbefinden 
bis hin zu ernsthaften Erkrankungen etc. Da wird meines Erachtens noch zu wenig 
getan. 

Ich muss mich da auch an meine Kolleginnen und Kollegen wenden. Im Bereich „öf-
fentliche Gesundheit“ bzw. „Public Health“ wurde sich zu wenig um den Klimawandel 
gekümmert. Als ich das Thema zum ersten Mal aufgebracht habe, wurde entgegnet, 
man sei nun wirklich keine Klimaexpertin, kein Klimaexperte. Das Thema „Klima“ ist 
also als genauso umfassend und divers anzusehen. Es muss genauso umfassend ge-
dacht werden wie Gesundheit, bei der es eben nicht nur um Medizin geht. Medizin ist 
hervorragend darin, jemanden, der krank ist, wieder gesund zu machen, aber nicht gut 
darin, Gesundheit zu erhalten und zu fördern. Insofern ist das Thema also in der Tat 
noch unterbelichtet. Gesundheit hat leider keine große Lobby, wenn es nicht um 
Krankheit geht. 

Andreas Keith (AfD): Ich stelle unsere letzte Frage und versuche noch einmal, sie an 
zwei Sachverständige, nämlich an Frau Professorin Moebus und Herrn Resch zu stellen. 

Frau Professorin Moebus, die selbst haben eben erwähnt, in der Berichterstattung 
würden bezogen auf die Gesundheit des Menschen und Klimawandel stets Dinge an-
geführt, die Menschen in Stress versetzten. Es war am Anfang des Sommers von ei-
nem Glutsommer die Rede, und es wird immer von Dürreperioden berichtet. Inwieweit 
wäre es zielführend, den Menschen diesen Stressfaktor in der medialen Berichterstat-
tung zu nehmen? Wie könnte man wissenschaftlich unterstützt darauf Einfluss nehmen? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Das ist ein gutes Thema. Es sollte mit Vehemenz sowohl an die Me-
dien als auch an die Politik, die immer wieder nach diesen Katastrophen fragt, weiter-
gegeben werden. Ich halte es für enorm wichtig, den Menschen bezüglich der Umge-
staltung unserer Umwelt positivere Bilder zu vermitteln. Es wird viele Änderungen ge-
ben. Diese sind aber nicht immer nur mit Schlechterem verbunden. Eben wurde kurz 
über grüne Städte gesprochen. Solche Bilder mögen die Leute. Wenn es mehr Bio-
diversität gibt, können sich die Leute erholen. Wenn es nicht gerade um Spinnen geht, 
kenne ich niemanden, der das schrecklich findet. Sie wissen, was ich meine. 

Wir sind darauf gepolt, immer das Schlechte zu sehen. Es geht darum, auch zu sagen, 
dass Änderungen nötig sind, und darum, wie die Bilder dazu aussehen. Ich empfehle 
dringend, dass Sie sich mit Menschen zusammensetzen, die gute Bilder zeichnen kön-
nen. Wie sieht eine Straße, ein Viertel nach einer Umgestaltung aus? Da kommt stets 
das fiese Thema „Mobilität“ auf. Ich weiß, dass viele es nicht mögen. Man kann Nach-
barschaften auch für Kinder umgestalten. Es sollten Bilder gezeigt werden, in denen 
es nicht nur darum geht, dass Verkehr verboten oder das Tempo reduziert wird, son-
dern auch deutlich wird, dass damit verbunden sein kann, dass es bessere Nachbar-
schaften gibt, die alle im Grunde genommen mögen. Niemand zieht gerne an eine 
Hauptverkehrsstraße. 

Man muss die Probleme durchaus benennen. Dürren gibt es, und deswegen herrscht 
großer Druck, etwas zu ändern. Die Änderungen können aber so aussehen, dass alle 
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davon profitieren. Wir sprechen gerne von Co-Benefits. Das muss viel mehr kommu-
niziert werden. Auch die Politik kann sich das zunutze machen. Da geht es wieder um 
Intersektionalität. Jeder Bereich sollte einmal benennen, inwiefern Änderungen für den 
Menschen gut sind. Dann schaut man zusammen, wie man es so ändern kann, dass 
es den Leuten auch gefällt und sie sehen, dass es eine positive Zukunft gibt, auch 
wenn „Dürren“ etc. gruselig klingt. Sie sind auch nicht schön. Ich hoffe, sie verstehen, 
was ich meine. 

Marcus Resch: Ich kann mich vollumfänglich anschließen. Wenn man Dinge wie „Der 
Klimawandel schickt uns biblische Fluten“ oder bezogen auf das Ahrtal als Feuerwehr-
mann, der dort geholfen hat, „nächste Woche im nächsten Tal“ liest, dann belastet das 
teils ohnehin schon belastete Menschen nicht nur psychisch, sondern schafft fast 
schon eine Weltuntergangsstimmung. In den Nachrichten ist auf der Wetterkarte eine 
Temperatur von 22 °C schon leuchtend rot unterlegt. Das ist schon Panikmache. Als 
Geologe weiß man, dass es Klimawandel schon immer gab. Vor 8.000 Jahren konnte 
man trockenen Fußes von Hamburg nach London gehen. Damals gab es die Nordsee 
in ihrer heutigen Form noch nicht. Es braucht ein bisschen mehr Ruhe, ein bisschen 
mehr Sachlichkeit. Das würde allen helfen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Panikmache verursacht bei Menschen psychische 
Probleme. Ich kann das gut nachvollziehen. Das gilt nicht nur für das Thema „Klimawan-
del“, sondern für alle Bereiche, über die in den Medien Panik verbreitet wird. 

Ich weise darauf hin, dass wir vereinbart haben, dass die Anhörung bis ungefähr 15:30 
Uhr dauern soll. Einige Fraktionen haben gesagt, dass sie ihre letzte Frage schon ge-
stellt haben. Ich eröffne noch eine letzte Fragerunde und mache zusätzlich das Ange-
bot, dass wir, wie wir es in vorherigen Anhörungen schon gehandhabt haben, im Rah-
men derer sehr angeregt diskutiert wurde, im Nachgang schriftlich Fragen nachreichen 
und die Antwort im Anschluss noch einbeziehen, wenn zu einem Thema noch weitere 
Informationen benötigt werden. 

Julia Kahle-Hausmann (SPD): Ich stelle eine letzte Frage an Frau Professorin Moe-
bus. – Was hat aus Ihrer Sicht besondere Priorität und was ist zeitkritisch, wenn man 
die Umgestaltung von Städten, intersektorales Denken im öffentlichen Gesund-
heitssektor usw. hinbekommen möchte? Wie kann es gerecht zugehen? 

Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Die Antwort in 3 Minuten und so konkret, dass Sie es dann nur abzu-
arbeiten brauchen? 

(Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Das ist gemein, Entschuldigung!) 

– Ich antworte gerne im Nachgang noch ausführlicher schriftlich. 

Gerechtigkeit ist ein wichtiger Aspekt. Man muss sich den Stellen widmen, auf die be-
sonders geschaut werden muss. 
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Sehr schnell umgesetzt werden kann eine integrierte Berichterstattung, ein Monitoring. 
Eigentlich alle haben gesagt, es brauche eine genauere Erhebung. Wenn Berichte im 
Umweltbereich, im Gesundheitsbereich usw. erstellt werden, liegen sie isoliert vonei-
nander vor. Niemand kümmert sich. Mein Plädoyer lautet, dass jeder Sektor, praktisch 
jedes Ministerium, fünf Kommentare zu jedem Bericht liefert und mindestens drei Maß-
nahmen davon umsetzen muss. Die Berichte müssen so konkret werden, dass sie 
nicht nur in der Schublade liegen. Sie sind hervorragend: Sozialbericht, Umweltbericht, 
Gesundheitsbericht, Wirtschaftsbericht. All das sollte zusammengelegt werden. Jedes 
Ministerium soll reagieren müssen. So lautet eine konkrete Empfehlung von mir. 

Für Gerechtigkeit in der Stadt muss man auf die Orte schauen, an denen am dring-
lichsten gehandelt werden muss. Dafür gibt es genügend Daten. Man braucht dazu 
nicht mehr zu forschen, man muss sich dem nur widmen. Die Kommunen sollten mit 
entsprechenden Handlungsempfehlungen unterstützt werden. Nicht alle verfügen über 
Expertise, es gibt aber genug. Landesseitiges sollten die Kommunen gezielt und nicht 
gestreut unterstützt werden. 

Alles Weitere liefere ich lieber schriftlich nach. 

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich habe eine ganz ähn-
liche Frage an Herrn Exner. – In Ihrer Antwort auf Frage 3, wie die Gesundheitsinfra-
struktur in NRW bestmöglich an die genannten Herausforderungen angepasst werden 
könne, haben Sie informativ mit einer Reihe an Maßnahmen geantwortet. Können Sie 
Prioritäten benennen? Was sollte man als Erstes anpacken? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Ohne zu dramatisieren, sollte man einfach sagen, dass 
sich dem Klimawandel gestellt werden muss. Mit Kälte können wir gut umgehen, mit 
Hitze bisher noch nicht so gut. Diesbezüglich kann man von vielen anderen Ländern 
lernen. 

Wichtig ist mir, dass man die öffentliche Gesundheit und im administrativen Bereich 
die Gesundheitsämter bei Entscheidungen auch in den Kommunen noch stärker ein-
bezieht. Dort sollten bei Entscheidungen, die auf den unterschiedlichen Ebenen ge-
troffen werden, die Auswirkungen des Klimawandels auch auf die öffentliche Gesund-
heit mit bedacht werden. 

Frau Moebus sagte eben, Gesundheit habe nicht unbedingt eine große Lobby. Man 
muss es aber umsetzen. 2003, als ich zum ersten Mal mit der Frage konfrontiert war, 
gab es eine Übersterblichkeit, die jetzt sogar erfasst wird. Unter anderem in Paris wa-
ren alle Ärzte im Urlaub und die alten Menschen blieben allein zurück. Es braucht – da 
verwende ich einen Begriff von Frau Moebus – Selbstermächtigung in Bezug darauf, 
was mit dem Klimawandel an Gesundheitsrisiken auf einen zukommt. Das betrifft etwa 
Menschen, die in kritischen Bereichen leben. Als Beispiel nenne ich noch einmal das 
Ahrtal. In der akuten Situation ist mit Blaulicht durch die Ahr gefahren worden, die 
Menschen haben aber gesagt, sie wollten bleiben, bisher sei noch immer alles gut 
gegangen. Das muss gelöst werden. Die Menschen müssen in der Lage sein, sofort 
zu reagieren. In diese Richtung muss man gehen. Natürlich gibt es auch positive Seiten. 
In der Wärme kann man länger draußen sitzen. Man muss aber die Selbstermächti-
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gung in das öffentliche Bewusstsein bringen, damit richtig reagiert wird und man weiß, 
wie man im privaten Bereich mit Hitze umgeht. Bei kommunalen Entscheidungen muss 
Gesundheit stärker in jeder einzelnen verankert sein. 

Andreas Keith (AfD): Eben sagte ich, ich stellte meine letzte Frage, aber nach dem, 
was nun gesagt wurde, habe ich noch eine Frage an Herrn Professor Exner. Diese 
habe ich in der Anhörung heute Morgen schon einmal gestellt. Da hat der Vertreter 
des Wasserversorgers aus Köln geantwortet. Es wurde all das, was Sie beschrieben 
haben, aufgeführt. Zum Beispiel sollten sich die Leute in den Kliniken nicht mehr die 
Hände waschen, sondern die Leute sollten gewaschen werden. Dafür muss Personal 
zur Verfügung gestellt werden. All die Maßnahmen, die Sie alle beschrieben haben, 
kosten unfassbar viel Geld. Eine Klinik entsprechend umzubauen, kostet Geld. 

(Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus [Universitätsklinikum Essen, Institut für 
Urban Public Health]: Sie sparen aber auch Geld ein!) 

– Ja, erst einmal kostet es aber richtig viel Geld. 

Für wie realistisch halten Sie, dass das, was Sie als das beschreiben, was getan wer-
den muss, angesichts der angespannten Haushaltslage insbesondere in den Kommu-
nen, aber auch im Land, realisiert werden kann? 

Prof. Dr. Dr. Martin Exner: Das bleibt eine politische Entscheidung, sagt gerade auch 
Frau Moebus. 

In bestimmten Situationen hat man keine andere Wahl. Das gilt etwa für die Klinik, die 
ich beschrieben habe, die auf der Intensivstation über keine Be- und Entlüftung verfügt. 
So etwas geht nicht. Da braucht man praktikable Lösungen. Derzeit ist geplant, diese 
Intensivstation in drei Jahren neu zu bauen. In diesem Fall werden für die Zwischenzeit 
mobile Kühlgeräte aufgestellt. Sie kosten nicht viel. Das ist umgesetzt worden. So kann 
man heiße Perioden, die schließlich nicht ganzjährig auftreten, abpuffern. Man braucht 
flexible Lösungen. 

In früheren Jahren, in denen man glaubte, nicht für alles Geld haben zu können, wur-
den viele Luxuslösungen gewählt. Jetzt muss man realistischer sein. Trotzdem muss 
man immer auf den Effekt hinarbeiten, Auswirkungen zu mildern, ohne zu vergessen, 
dass die Maßnahmen in ein Gesamtpaket hineingehören und natürlich Geld kosten. 
Sie müssen begründet sein. Da ist jetzt auch der Hygieniker gefordert. Ich greife an 
mein eigenes Portepee. Ich habe gelernt, dass wir die von uns geforderten Maßnah-
men in Bezug auf Verhältnismäßigkeit, Geeignetheit und Angemessenheit selber hin-
terfragen müssen. 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Frau Professorin Moebus möchte etwas ergänzen. 
Das geht normalerweise nicht. Ich schaue zu Herrn Keith, der vorhin schon mehrere 
Sachverständige angesprochen hat, ob er diese Ergänzung ermöglichen möchte. 

Andreas Keith (AfD): Ja, natürlich. 
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Prof.ʼin Dr. Susanne Moebus (Universitätsklinikum Essen, Institut für Urban 
Public Health): Immer wieder steht im Raum, alles koste Geld. In der Tat muss man 
effektiv sein und nicht nur einfach ausgeben sowie alles an den Bedingungen ausrich-
ten. Es muss aber auch endlich gelernt werden, dass auch die Politik etwas mehr in 
die Zukunft plant und handelt und nicht nur von jetzt auf gleich. Es kostet jetzt Geld; 
Deutschland hat das Geld eindeutig. Wenn man das Geld jetzt ausgibt, spart man 
künftig viel. Ich führe auch immer an, dass Ärztinnen und Ärzte, wenn Leute nicht krank 
werden, mehr Zeit haben, das zu tun, was sich alle wünschen, nämlich mehr Zeit für 
ihre Patientinnen und Patienten aufzuwenden. Das kann doch nicht so schwer sein. 
Man muss auch sagen, dass wirklich viel Geld ausgegeben wird. Man spart aber auch 
ein. Jetzt geht es nur darum, die Verteilung für alle Ressorts attraktiv zu machen. Aber 
das ist nicht so schwer. 

(Beifall von Hedwig Tarner [GRÜNE]) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Dafür gibt es sogar Applaus. 

Vielen Dank, dass Sie uns heute zur Verfügung gestanden haben. Heute war die Sit-
zung der Ausnahmen. Das war aber dadurch möglich, dass nur drei Sachverständige 
hier waren. Dadurch war es sicherlich besonders anstrengend, weil sich die Fragen 
sonst mehr auf die Sachverständigen verteilen. Herzlichen Dank, dass Sie uns in der 
Form zur Verfügung gestanden haben. 

Damit ist der öffentliche Teil der Sitzung beendet. Ich bitte darum, die Nichtöffentlich-
keit herzustellen. 

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 
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